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Einleitung 

"Das Legalitätsprinzip (wie es heute gehandhabt wird) 

und die gegenwärtige Gerichtspraxis können im 

Zeitalter des rasanten technologischen Wandels 

Gesetz- und Verordnungsgeber überfordern, Verfahren 

blockieren und Innovationen hemmen. Ein eng 

verstandenes Legalitätsprinzip führt häufig zu einem 

Regelungsumfang und zu einer Regelungsdichte, die 

Gesetzgeber wie Rechtsanwender kaum bewältigen 

können. Wo gleichwohl eine präzise gesetzliche 

Regelung angestrebt wird, sind die Ergebnisse nicht 

überzeugend, ja abschreckend […]" 
 

     (NZZ, 10. August 2016) 
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Tagungsablauf 
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Vorschau 2017 / 2018 

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit in der 

Rechtsetzung und in der Rechtsanwendung 

     (September 2018) 
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Das Legalitätsprinzip –  
 

Überlegungen aus dem Blickwinkel der Wissenschaft 

Prof. Dr. Felix Uhlmann 

9. September 2016 
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"Wichtiges" gehört ins Gesetz 

(Erfordernis der Gesetzesform) 

Genügend bestimmte Norm 

(Erfordernis des Rechtsatzes) 

I. Einleitung 
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BGE 109 Ia 273 ff. 

"Das Gesetz muss so präzise formuliert sein, dass der Bürger 
sein Verhalten danach einrichten und die Folgen eines 
bestimmten Verhaltens mit einem den Umständen 
entsprechenden Grad an Gewissheit erkennen kann." 

BGE 141 II 169 ff. 

"[Nach Art. 164 Abs. 1 BV] sind die wichtigen Recht setzenden 
Bestimmungen in der Form des Bundesgesetzes zu erlassen." 

I. Einleitung 
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I. Einleitung 

La légalité - un principe à géométrie variable (Morand) 

Georges Braque, Le Portugais 

(L'émigrant), 1911–1912 

Pablo Picasso 

L'aficionado, 1912 
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Legalitätsprinzip - Überlegungen aus dem Blickwinkel der Wissenschaft 

I.  Einleitung 

II.  Grundlagen 

III.  Wirkungsbereich des Legalitätsprinzips  

IV. Gesetzesdelegation 

V. Sonderfälle  

VI. Prozessuale Fragen 

VII. Fazit 

I. Einleitung 
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II. Grundlagen 

1. Gesetzesvorrang und Gesetzesvorbehalt 
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2. Erfordernis der Gesetzesform 

"Wichtiges" gehört ins Gesetz 

II. Grundlagen 
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2. Erfordernis der Gesetzesform 

II. Grundlagen 
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II. Grundlagen 

- Eingriffsintensität 

- Zahl der Betroffenen 

- Finanzielle Auswirkungen 

-  Akzeptanz und politische Bedeutung 

(- Eignung und Flexibilität) 

Was ist wichtig? 

2. Erfordernis der Gesetzesform 
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2. Erfordernis der Gesetzesform 

II. Grundlagen 
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2. Erfordernis der Gesetzesform 

II. Grundlagen 
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3. Erfordernis des Rechtssatzes 

BGE 131 II 13 ff. 

"Der Grad der erforderlichen Bestimmtheit lässt sich nicht 
abstrakt festlegen. Der Bestimmtheitsgrad hängt unter 
anderem von der Vielfalt der zu ordnenden Sachverhalte, von 
der Komplexität und der Vorhersehbarkeit der im Einzelfall 
erforderlichen Entscheidung, von den Normadressaten, von der 
Schwere des Eingriffs in Verfassungsrechte und von der erst 
bei der Konkretisierung im Einzelfall möglichen und sach-
gerechten Entscheidung ab … Für den Bestimmtheitsgrad sind 
auch die Flexibilitätsbedürfnisse zu beachten." 

II. Grundlagen 
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1. "Ungedeckter" Einzelakt 

III. Wirkungsbereich des Legalitätsprinzips 

Gesetzliche Grundlage 

Verfügungen 
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2. Ungenügende gesetzliche Grundlage 

Gesetzliche Grundlage Gesetzliche Grundlage Gesetzliche Grundlage 

III. Wirkungsbereich des Legalitätsprinzips 
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3. Ungenügendes Verordnungsrecht 

Gesetz 

Verfügungen 

Verordnung 

III. Wirkungsbereich des Legalitätsprinzips 
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1. Die "klassischen" Voraussetzungen 

IV. Gesetzesdelegation 

BVGer, Urteil A-5627/2014 vom 12. Januar 2015 

"Die Gesetzesdelegation gilt als zulässig, wenn sie nicht durch die 
Verfassung ausgeschlossen ist […], in einem Gesetz im formellen Sinn 
enthalten ist, sich auf ein bestimmtes, genau umschriebenes 
Sachgebiet beschränkt und die Grundzüge der delegierten Materie, das 
heisst die wichtigen Regelungen, im delegierenden Gesetz selbst 
enthalten sind." 
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2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

 

 

 

 

 

 

Darf "Wichtiges" delegiert werden? 
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2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

 

 

 

=  
 

"Wichtiges" gehört ins Gesetz? 
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2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

BGE 141 II 169 ff. 

"Die grundlegenden Bestimmungen als dem formellen 
Gesetzgeber vorbehaltene Befugnisse dürfen nicht delegiert 
werden. Andere Rechtsetzungsbefugnisse können jedoch durch 
Bundesgesetz übertragen werden, soweit dies nicht durch die 
Bundesverfassung ausgeschlossen wird (Art. 164 Abs. 2 BV)." 
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2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

Gesetzliche Grundlage 

Gesetzesvertretende  

Verordnung 

Gesetzliche Grundlage 

Vollziehungs- 

verordnung 

Abgrenzung gesetzesvertretende Verordnung – Vollziehungsverordnung  

Keine Delegation! 
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2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

BGE 141 II 169 ff. 

"Der Anwendungsbereich von Ausführungs- und Vollziehungs-
verordnungen ist indes darauf beschränkt, die Bestimmungen 
des betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften 
näher auszuführen und mithin zur verbesserten Anwendbarkeit 
des Gesetzes beizutragen. Ausgangspunkt sind Sinn und 
Zweck des Gesetzes; sie kommen in grundsätzlicher Weise 
durch die Bestimmung im formellen Gesetz zum Ausdruck." 



Prof. Dr. Felix Uhlmann 26 

2. Die Zweifelsfragen 

IV. Gesetzesdelegation 

Gesetzliche Grundlage 

Verordnung 

der Regierung 

Verordnung unterer 

Verwaltungseinheiten 

(Art. 48 RVOG) 

Recht eines untergeordneten 

(oder anderen) 

Gemeinwesens 

Private Rechtsnormen 

Recht eines dezentralen 

Verwaltungsträgers 
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V. Sonderfälle 

1. Legalitätsprinzip im Abgaberecht 

( Workshop C) 

2. Legalitätsprinzip und Aussenpolitik 
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V. Sonderfälle 

2. Legalitätsprinzip und Aussenpolitik 
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V. Sonderfälle 

1. Legalitätsprinzip im Abgaberecht 

( Workshop C) 

2. Legalitätsprinzip und Aussenpolitik 

3. Legalitätsprinzip in der Leistungsverwaltung 

( Workshop A) 

4. Legalitätsprinzip und administrative Hilfstätigkeit 
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V. Sonderfälle 

4. Legalitätsprinzip und administrative Hilfstätigkeit 

BVGE 2009/17 

"Angewendet auf den vorliegenden Fall ist einmal aus 
rechtsstaatlicher Sicht zu beachten, dass es sich um eine 
marktordnende Beschaffung handelt, welche zu einem nicht 
unbedeutenden Eingriff in die Rechtsstellung der Marktteilnehmer 
[…] und bei Beschränkung der Austauschbefugnis auch der 
Versicherten führt […]. Unter Berücksichtigung der erheblichen 
wirtschaftspolitischen Bedeutung, die dem Systemwechsel 
zukommt («Verstaatlichung der Hörgeräteversorgung») und des 
Umstandes, dass mit Widerstand von Seiten der Betroffenen und 
im Parlament gerechnet werden musste, scheint es zudem auch 
aus demokratischer Sicht angezeigt, einen derartigen 
Systemwechsel nicht ohne einen hohen Grad an politischer 
Legitimation vorzunehmen […]" 
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V. Sonderfälle 

1. Legalitätsprinzip im Abgaberecht 

( Workshop C) 

2. Legalitätsprinzip und Aussenpolitik 

3. Legalitätsprinzip in der Leistungsverwaltung 

( Workshop A) 

4. Legalitätsprinzip und administrative Hilfstätigkeit 

5. Legalitätsprinzip im Sonderstatusverhältnis 
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V. Sonderfälle 

5. Legalitätsprinzip im Sonderstatusverhältnis 

BGE 139 I 280 ff. 

"Personengruppen, die in einer besonders engen Rechts-
beziehung stehen, sind ebenfalls in ihrer Glaubens- und 
Gewissensfreiheit geschützt; die Anforderungen an Normstufe 
und Normdichte der Eingriffsgrundlage sind jedoch dann 
weniger streng, wenn Grundrechtseinschränkungen infrage 
stehen, die sich in voraussehbarer Weise aus dem Zweck 
des Sonderstatusverhältnisses [Hervorhebung nur hier] 
ergeben." 
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V. Sonderfälle 

1. Legalitätsprinzip im Abgaberecht 

( Workshop C) 

2. Legalitätsprinzip und Aussenpolitik 

3. Legalitätsprinzip in der Leistungsverwaltung 

( Workshop A) 

4. Legalitätsprinzip und administrative Hilfstätigkeit 

5. Legalitätsprinzip im Sonderstatusverhältnis 

6. Legalitätsprinzip und Benutzung öffentlicher Sachen 

7. Polizeiliche Generalklausel 
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V. Sonderfälle 

7. Polizeiliche Generalklausel 

Voraussetzungen 

- Schwere der Störung oder Gefahr 

- Dringlichkeit der Situation 

- Voraussehbarkeit für den Gesetzgeber? (BGE 137 II 431 ff.) 



Prof. Dr. Felix Uhlmann 35 

VI. Prozessuale Fragen 

1. Legalitätsprinzip als "begrenztes" Bundesverfassungsrecht 

BGE 140 I 381 ff. 

"Le principe de la légalité, consacré à l'art. 5 al. 1 Cst., exige 
que les autorités n'agissent que dans le cadre fixé par la loi. 
Hormis en droit pénal et fiscal où il a une signification 
particulière, le principe de la légalité n'est pas un droit 
constitutionnel du citoyen. Il s'agit d'un principe constitutionnel 
qui ne peut pas être invoqué en tant que tel, mais seulement 
en relation avec la violation, notamment, du principe de la 
séparation des pouvoirs, de l'égalité, de l'interdiction de 
l'arbitraire ou la violation d'un droit fondamental spécial […]" 
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VI. Prozessuale Fragen 

2. Praktische Begrenzung aufgrund von Art. 190 BV 
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VI. Prozessuale Fragen 

3. Verfahrensrecht als "Kompensation" einer zu offenen Grundlage? 

 

 

 

 

 

 

Kartellgesetz (KG) 
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VII. Fazit 
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7. Fazit 


